
Anlage 2 (zur Beschlussvorlage BV/678/2017) 

 
Gegenüberstellung bisherige Fassung - neue Fassung  

der Geschäftsordnung für den Kreistag Uckermark (Synopse) 
 
 

Bisherige Fassung: 
(5. Änderungsordnung - Geschäftsordnung) 

vom 11.03.2015) 

Neue Fassung: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 1 
Ratsinformationssystem /  

digitale Gremienarbeit 
 

(1) Die Kreisverwaltung Uckermark betreibt 
ein internetbasiertes Ratsinformationssys-
tem für die Mitglieder des Kreistages und 
sonstige Mitglieder der Ausschüsse nach 
Maßgabe der folgenden Regelungen. Alle 
Mitglieder des Kreistages erhalten einen 
passwortgeschützten Zugang auf alle öf-
fentlichen und nichtöffentlichen Sitzungs-
unterlagen über die Homepage des Land-
kreises. Die sonstigen Mitglieder der Aus-
schüsse erhalten einen passwortge-
schützten gremienbezogenen Zugang auf 
alle öffentlichen und nichtöffentlichen Sit-
zungsunterlagen über die Homepage des 
Landkreises. 

 
(2) Mitglieder des Kreistages und sonstige 

Mitglieder der Ausschüsse können an der 
digitalen Gremienarbeit teilnehmen. Zur 
Teilnahme an der digitalen Gremienarbeit 
bedarf es einer schriftlichen Erklärung des 
jeweiligen Kreistagsmitgliedes und sonsti-
gen Mitglieds der Ausschüsse. In diesem 
Fall erfolgt die Bereitstellung der Sit-
zungsunterlagen ausschließlich auf digita-
lem Wege durch Bereitstellung im Ratsin-
formationssystem, d.h. auf die Übersen-
dung von Sitzungsunterlagen in Papier-
form wird verzichtet. Die Teilnahme an der 
digitalen Gremienarbeit kann durch schrift-
liche Erklärung beendet werden.  

 
(3) Die Kreisverwaltung Uckermark stellt dem 

an der digitalen Gremienarbeit teilneh-
menden Mitglied des Kreistages ein mobi-
les Endgerät (iPad) für die Dauer der 
Ausübung des Mandates zur Verfügung. 
Das Gerät wird vorkonfiguriert. Es darf 
ausschließlich für Zwecke der Ausübung 
des Kreistagsmandates verwendet wer-
den. Bei Ausscheiden aus dem Kreistag 
bzw. Beendigung der Teilnahme an der 
digitalen Gremienarbeit erfolgt bis zum 15. 
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§ 1 
Einberufung des Kreistages 

 

(1) Der Kreistag wird von dem Vorsitzenden 
mit einer Ladungsfrist von mindestens 7 
Kalendertagen schriftlich oder elektronisch 
einberufen. Die Frist gilt als  gewahrt, 
wenn die Einladung am siebten Tag vor 
der Sitzung als elektronisches Dokument 
übersandt oder 8 Kalendertage vor der 
Sitzung zur Post gegeben ist. In dringen-
den Fällen kann die Ladungsfrist bis auf 3 
Werktage abgekürzt werden. § 131 in 
Verbindung mit § 34 Absatz 6 BbgKVerf 
bleiben unberührt. 

des darauffolgenden Monats die Rückga-
be des Gerätes an die Verwaltung. 

   

(4) Im Rahmen der digitalen Gremienarbeit 
werden für die Mitglieder des Kreistages 
und die sonstigen Mitglieder der Aus-
schüsse bereitgestellt: 
Einladungen, Tagesordnungen und zuge-
hörige Drucksachen, Antworten auf Anfra-
gen bzw.  Zusatzfragen und sonstige Sit-
zungsunterlagen sowie die entsprechen-
den Niederschriften zu den öffentlichen 
und nicht öffentlichen Sitzungen des 
Kreistages.           
Alle an der digitalen Gremienarbeit teil-
nehmenden Mitglieder des Kreistages und 
sonstigen Mitglieder der Ausschüsse er-
halten für die sie betreffenden Sitzungen 
ausschließlich eine elektronische Einla-
dung gem. § 2 Absatz 1 dieser Ge-
schäftsordnung. Die Einladung ist gleich-
zeitig die Information, dass die jeweiligen 
Sitzungsunterlagen im Ratsinformations-
system hinterlegt sind. 

   

(5) Das an der digitalen Gremienarbeit teil-
nehmende Mitglied des Kreistages sowie 
die sonstigen Mitglieder der Ausschüsse 
sind angehalten, die jeweiligen Sitzungs-
unterlagen rechtzeitig vor der Sitzung ab-
zurufen, um Sitzungen auch im Offline-
Modus durchführen zu können. 

 
(6) Sofern die Verwaltung in Ausnahmefällen 

(z.B. umfangreiche Anlage) Sitzungsunter-
lagen nicht in digitaler Form zur Verfügung 
stellen kann, werden diese postalisch ver-
sandt. 

 

§ 2 
Einberufung des Kreistages 

 

(1) Der Kreistag wird vom Vorsitzenden mit 
einer Ladungsfrist von mindestens sieben 
Kalendertagen schriftlich oder elektronisch 
einberufen. Die Frist gilt als gewahrt, 
wenn die Einladung am siebten Kalender-
tag vor der Sitzung als elektronisches Do-
kument übersandt oder acht Kalendertage 
vor der Sitzung zur Post gegeben ist. In 
dringenden Fällen kann die Ladungsfrist 
bis auf drei Tage abgekürzt werden. § 131 
in Verbindung mit § 34 Absatz 6 BbgKVerf 
- Verletzung von Form und Frist der Ein-
berufung - bleiben unberührt. 
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(2) Sind der Vorsitzende und seine Stellver-
treter an der Einberufung gehindert,  be-
ruft der Landrat den Kreistag ein. 

 

(3) Aus der Einladung müssen Ort, Zeit und 
Tagesordnung der Sitzung   hervorgehen. 
Schriftliche Erläuterungen der Tagesord-
nungspunkte sind der Einladung beizufü-
gen oder kurzfristig nachzureichen. Von 
einer Tischvorlage sollte nur im Ausnah-
mefall Gebrauch gemacht werden. 

 
(4) Die Tagesordnung sowie die öffentlichen 

Vorlagen werden ins Internet gestellt. 
 

§ 2 
Teilnahme an Sitzungen  

 

(1) Die Kreistagsabgeordneten sind zur Teil-
nahme an den Sitzungen des    Kreistages 
verpflichtet. 

 
(2) Ein Kreistagsabgeordneter, der an einer 

Sitzung nicht oder nicht rechtzeitig teil-
nehmen kann oder die Sitzung vorzeitig 
verlassen will, muss dies dem Vorsitzen-
den mitteilen. Die Mitteilung gilt als Ent-
schuldigung. 

 
 
 
 
 
(3) Für jede Sitzung wird eine Anwesenheits-

liste geführt, in die sich jeder teilnehmen-
de Kreistagsabgeordnete persönlich ein-
tragen muss. 

 
 
 
 
(4) Die Teilnahme an einer Sitzung im Sinne 

der Entschädigungssatzung ist bei einer 
Anwesenheit von mindestens 50% der 
Sitzungsdauer gegeben. 

 
(5) Die Dezernenten, die Amtsleiter, der Büro-

leiter des Landrates sowie die Mitarbeiter 
des Kreistagsbüros haben das Recht, an 
den nichtöffentlichen Sitzungen teilzu-
nehmen (passives Teilnahmerecht). 

 
 
 

(2) Sind der Vorsitzende und seine Stellver-
treter an der Einberufung gehindert, beruft 
der Landrat den Kreistag ein. 

 
(3) Aus der Einladung müssen Ort, Zeit und 

Tagesordnung der Sitzung hervorgehen. 
Schriftliche Erläuterungen der Tagesord-
nungspunkte sind der Einladung beizufü-
gen, soweit sie zu diesem Zeitpunkt vor-
liegen. Von einer Tischvorlage sollte nur 
im Ausnahmefall Gebrauch gemacht wer-
den. 

 
 
 

§ 3 
Teilnahme an Sitzungen  

 

(1) Die Kreistagsmitglieder sind zur Teilnah-
me an den Sitzungen des Kreistages ver-
pflichtet. 

 
(2) Kreistagsmitglieder, die verhindert sind, 

an einer Sitzung teilzunehmen, haben 
dies möglichst frühzeitig, spätestens aber 
zu Beginn der Sitzung, dem Vorsitzenden 
mitzuteilen bzw. durch das Büro des 
Kreistages mitteilen zu lassen.  

 
(3)  Entsprechendes gilt für Kreistagsmitglie-

der, die die Sitzung vorzeitig verlassen 
wollen. 

 

(4)  Für jede Sitzung wird eine Anwesenheits-
liste ausgelegt, in der jedes Kreistagsmit-
glied für seine Anwesenheit persönlich 
unterzeichnet. Bei verspätetem Erschei-
nen eines Kreistagsmitgliedes ist die Un-
terzeichnung während der Sitzung beim 
Schriftführer nachzuholen. 

 
(5) Die Teilnahme an einer Sitzung im Sinne 

der Entschädigungssatzung ist bei einer 
Anwesenheit von mindestens 50% der 
Sitzungsdauer gegeben. 

 

(6) Die Beigeordneten, der Leiter des Rech-
nungsprüfungsamtes, der Büroleiter des 
Landrates sowie die Mitarbeiter des 
Kreistagsbüros nehmen auch an den 
nichtöffentlichen Sitzungen teil (passives 
Teilnahmerecht). Über die Anwesenheit 
weiterer Mitarbeiter der Kreisverwaltung 
entscheidet der Kreistagsvorsitzende auf 
Antrag des Landrates. 
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§ 3 
Geschäftsführung 

 
(1) Der Vorsitzende bedient sich zur Erledi-

gung des Geschäftsverkehrs des beim 
Landrat eingerichteten Kreistagsbüros. 
Diesem obliegt die Wahrnehmung des 
Schriftverkehrs zwischen dem Kreistag 
und dem Landrat. 

 
(2) Das Kreistagsbüro führt eine Beschluss-

kontrolle für Beschlüsse des Kreistages 
und des Kreisausschusses, über die alle 
Abgeordneten halbjährlich informiert wer-
den. 

 
 
 
 
 

§ 4 
Ältestenrat 

 
Der Kreistag bildet einen Ältestenrat, der den 
Vorsitzenden bei seinen geschäftsführenden 
Aufgaben unterstützt. Der Ältestenrat besteht 
aus dem Vorsitzenden des Kreistages, des-
sen Stellvertretern, den Vorsitzenden der im 
Kreistag vertretenen Fraktionen und dem 
Verwaltungsvorstand. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

§ 4 
Geschäftsführung 

 
(1) Der Vorsitzende bedient sich zur Erledi-

gung des Geschäftsverkehrs des beim 
Landrat eingerichteten Kreistagsbüros. 
Diesem obliegt die Wahrnehmung des 
Schriftverkehrs zwischen dem Kreistag 
und dem Landrat. 

 
(2) Das Kreistagsbüro führt eine Beschluss-

kontrolle für Beschlüsse des Kreistages 
und des Kreisausschusses, über die alle 
Kreistagsmitglieder halbjährlich, jeweils 
zum Kreistag im ersten und im dritten 
Quartal (vorzugsweise zu den Kreistagen 
Ende des ersten Quartals und Ende des 
dritten Quartals) eines jeden Jahres in-
formiert werden. 

 
§ 5 

Ältestenrat 
 
(1) Der Kreistag bildet einen Ältestenrat, der 

den Vorsitzenden bei seinen geschäfts-
führenden Aufgaben unterstützt und die 
interfraktionelle Zusammenarbeit fördert. 
Der Ältestenrat besteht aus dem Vorsit-
zenden des Kreistages, dessen Stellver-
tretern, den Vorsitzenden der im Kreistag 
vertretenen Fraktionen und dem Verwal-
tungsvorstand. 

 
(2) Der Ältestenrat berät den Vorsitzenden 

des Kreistages und den Landrat in Fragen 
der Tagesordnung und des Ganges der 
Verhandlungen.  

 
(3) Der Ältestenrat wird jeweils vor einer 

Kreistagssitzung und darüber hinaus nach 
Bedarf vom Vorsitzenden des Kreistages 
oder seinem Stellvertreter und ohne Ein-
haltung einer Frist einberufen. 

 
(4) Die Mitglieder des Ältestenrates können 

beim Vorsitzenden Themen zur Beratung 
anmelden oder in der Beratung benennen. 

 
(5) Die Sitzungen sind nichtöffentlich. 
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§ 5 
Tagesordnung  

 
(1) Der Vorsitzende setzt die Tagesordnung 

im Benehmen mit dem Landrat fest. Die 
einzelnen Tagesordnungspunkte sind in 
der Regel schriftlich oder elektronisch 
durch Drucksachen zu erläutern. In die 
Tagesordnung sind außerdem Anträge 
aufzunehmen, die von mindestens einem 
Zehntel der gesetzlichen Anzahl der Kreis-
tagsabgeordneten oder einer Fraktion 
spätestens 12 Kalendertage vor der Sit-
zung schriftlich oder elektronisch vorge-
legt werden. Die Anträge sind zu begrün-
den, haben einen Beschlussvorschlag zu 
enthalten und sind vom Einreicher im Ori-
ginal zu unterzeichnen. Der Landrat darf 
auch ohne Bindung an eine Frist Bera-
tungsgegenstände benennen, die in die 
Tagesordnung aufzunehmen sind. 

 
 
(2) Drucksachen sollen mindestens 5 Kalen-

dertage vor dem ersten geplanten Aus-
schusstermin den Abgeordneten zugehen. 

 
 
 
 
 
 
 
(3) Vor Feststellung der Tagesordnung kann 

diese durch Beschluss erweitert werden, 
wenn es sich um eine Angelegenheit han-
delt, die keinen Aufschub duldet. Die ob-
jektive Dringlichkeit ist zu begründen und 
durch Beschluss festzustellen. Die Anträ-
ge sollen dem Kreistagsbüro am Tag vor 
der Sitzung bis spätestens 10:00 Uhr zu-
geleitet werden, so dass sie noch an die 
Fraktionen zur Beratung weitergegeben 
werden können. Bis zur Feststellung der 
Dringlichkeit ist eine Aussprache zur Sa-
che nicht zulässig. 

 
(4) Der Kreistag kann durch Beschluss die 

Reihenfolge der Tagesordnung ändern, 
verwandte Punkte verbinden und Bera-
tungspunkte von der Tagesordnung ab-
setzen. Verbunden werden können nur 
Beschluss-, Berichtsvorlagen und Anträ-
ge. Anfragen sind nicht einzubeziehen. Es 

§ 6 
Tagesordnung  

 
(1) Der Vorsitzende des Kreistages setzt die 

Tagesordnung im Benehmen mit dem 
Landrat fest. Die einzelnen Tagesord-
nungspunkte sind in der Regel schriftlich 
oder elektronisch durch Drucksachen zu 
erläutern. In die Tagesordnung sind au-
ßerdem Anträge aufzunehmen, die von 
mindestens einem Zehntel der gesetzli-
chen Anzahl der Kreistagsmitglieder oder 
einer Fraktion spätestens 12 Kalendertage 
vor der Kreistagsitzung schriftlich oder 
elektronisch übermittelt werden. Die An-
träge sind zu begründen, haben einen Be-
schlussvorschlag zu enthalten und sind 
vom Einreicher im Original zu unterzeich-
nen. Der Landrat darf auch ohne Bindung 
an eine Frist Beratungsgegenstände be-
nennen, die in die Tagesordnung aufzu-
nehmen sind. 

 
(2) Drucksachen sollen mindestens fünf Ka-

lendertage vor dem ersten geplanten Aus-
schusstermin den Abgeordneten zugehen. 
Die Frist gilt als gewahrt, wenn die Druck-
sachen am sechsten Kalendertag vor der 
Sitzung als elektronisches Dokument im 
Ratsinformationssystem zur Verfügung 
gestellt oder am siebten Kalendertag vor 
der Sitzung zur Post gegeben sind. 

 
(3) Vor Feststellung der Tagesordnung kann 

diese durch Beschluss erweitert werden, 
wenn es sich um eine Angelegenheit han-
delt, die keinen Aufschub duldet. Die ob-
jektive Dringlichkeit ist zu begründen und 
durch Beschluss festzustellen. Die Anträ-
ge sollen dem Kreistagsbüro am Tag vor 
der Sitzung bis spätestens 10:00 Uhr zu-
geleitet werden, so dass sie noch an die 
Fraktionen zur Beratung weitergegeben 
werden können. Bis zur Feststellung der 
Dringlichkeit ist eine Aussprache zur Sa-
che nicht zulässig. 

 
(4) Der Kreistag kann durch Beschluss die 

Reihenfolge der Tagesordnung ändern, 
verwandte Punkte verbinden und Bera-
tungspunkte von der Tagesordnung ab-
setzen. Verbunden werden können nur 
Beschluss-, Berichtsvorlagen und Anträ-
ge. Anfragen sind nicht einzubeziehen. 
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muss ein enger inhaltlicher Zusammen-
hang bestehen, der in der Zuständigkeit 
des Landkreises liegt. Tagesordnungs-
punkte, die auf Veranlassung des Vorsit-
zenden, einer Anzahl von Kreistagsabge-
ordneten im Sinne des Absatzes 1, einer 
Fraktion oder vom Landrat aufgenommen 
wurden, dürfen nur mit Zustimmung des 
oder der Veranlassenden von der Tages-
ordnung abgesetzt werden. Vor Eintritt in 
die Beratung ist die Tagesordnung festzu-
stellen. 

 
§ 6 

Beschlussfähigkeit  
 

(1) Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsit-
zende fest, ob der Kreistag ordnungsge-
mäß eingeladen wurde und ob mehr als 
die Hälfte der gesetzlichen Anzahl der 
Mitglieder anwesend ist (Beschlussfähig-
keit). 

 
(2) Der Kreistag gilt danach als beschlussfä-

hig, solange die Beschlussunfähigkeit 
nicht auf Antrag eines Kreistagsmitgliedes 
durch den Vorsitzenden festgestellt wird. 
Der Vorsitzende hat die Beschlussunfä-
higkeit auch ohne Antrag festzustellen, 
wenn weniger als ein Drittel der gesetzli-
chen Anzahl der Kreistagsmitglieder an-
wesend sind. 

 

(3) Wird die Beschlussunfähigkeit festgestellt, 
hat der Vorsitzende die Sitzung zu unter-
brechen. Ist auch nach Ablauf von 30 Mi-
nuten die erforderliche Anzahl von Kreis-
tagsmitgliedern nicht anwesend, hebt der 
Vorsitzende die Sitzung auf.  

 

(4) Ist eine Angelegenheit wegen Beschluss-
unfähigkeit zurückgestellt worden und wird 
der Kreistag zur Beratung über denselben 
Gegenstand einberufen, so ist er ohne 
Rücksicht auf die Anzahl der Anwesenden 
beschlussfähig. In der Ladung zu dieser 
Sitzung muss auf diese Rechtsfolge aus-
drücklich hingewiesen werden. 

 

(5) Ist mehr als die Hälfte der gesetzlichen 
Anzahl der Kreistagsabgeordneten im 
Sinne des § 22 BbgKVerf befangen, ist 
der Kreistag ohne Rücksicht auf die An-
zahl der anwesenden Mitglieder be-

Tagesordnungspunkte, die auf Veranlas-
sung einer Anzahl von Kreistagsmitglie-
dern im Sinne des Absatzes 1, einer Frak-
tion oder vom Landrat aufgenommen wur-
den, dürfen nur mit Zustimmung des oder 
der Veranlassenden von der Tagesord-
nung abgesetzt werden. Vor Eintritt in die 
Beratung ist die Tagesordnung festzustel-
len. 

 
 
 
 

§ 7 
Beschlussfähigkeit  

 
(1) Der Kreistag ist beschlussfähig, wenn 

mehr als die Hälfte der gesetzlichen An-
zahl der Mitglieder anwesend ist. 

 
 
 
 
(2) Der Kreistag gilt als beschlussfähig, so-

lange die Beschlussunfähigkeit nicht auf 
Antrag eines Kreistagsmitgliedes durch 
den Vorsitzenden festgestellt wird. Der 
Vorsitzende hat die Beschlussunfähigkeit 
auch ohne Antrag festzustellen, wenn we-
niger als ein Drittel der gesetzlichen An-
zahl der Kreistagsmitglieder oder weniger 
als drei Mitglieder anwesend sind. 

 
(3) Wird die Beschlussunfähigkeit festgestellt, 

hat der Vorsitzende die Sitzung zu unter-
brechen. Ist auch nach Ablauf von 30 Mi-
nuten die erforderliche Anzahl von Kreis-
tagsmitgliedern nicht anwesend, hebt der 
Vorsitzende die Sitzung auf.  

 

(4) Ist eine Angelegenheit wegen Beschluss-
unfähigkeit zurückgestellt worden und wird 
der Kreistag zur Beratung über denselben 
Gegenstand einberufen, so ist er ohne 
Rücksicht auf die Anzahl der Anwesenden 
beschlussfähig. In der Ladung zu dieser 
Sitzung muss auf diese Rechtsfolge aus-
drücklich hingewiesen werden. 

 

(5) Ist mehr als die Hälfte der gesetzlichen 
Anzahl der Kreistagsmitglieder befangen, 
ist der Kreistag ohne Rücksicht auf die 
Anzahl der anwesenden Mitglieder be-
schlussfähig. Die Beschlüsse bedürfen in 
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schlussfähig. Die Beschlüsse bedürfen in 
diesem Fall der Genehmigung der Kom-
munalaufsichtsbehörde. Die Kommu-
nalaufsichtsbehörde kann die Genehmi-
gung aus Gründen des öffentlichen Wohls 
versagen. 

 
§ 7 

Befangenheit 
 

(1) Muss ein Kreistagsabgeordneter anneh-
men, nach § 131 in Verbindung mit § 22 
BbgKVerf an der Beratung und Beschluss-
fassung nicht teilnehmen zu dürfen, so hat 
er dies dem Vorsitzenden vor Eintritt in die 
Beratung dieses Tagesordnungspunktes 
unaufgefordert anzuzeigen. 

 
 
(2) Ein Kreistagsabgeordneter, für den nach 

Absatz 1 ein Mitwirkungsverbot besteht, 
hat bei nichtöffentlichen Sitzungen den 
Sitzungsraum zu verlassen, bei öffentli-
chen Sitzungen darf er sich in dem für die 
Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungs-
raumes aufhalten. 

 
(3) Die Nichtmitwirkung ist in der Niederschrift 

zu vermerken. Der betroffene Kreistags-
abgeordnete kann verlangen, dass die 
Gründe für die Nichtmitwirkung in die Nie-
derschrift aufgenommen werden. 

 
(4) Ist zweifelhaft, ob ein Mitwirkungsverbot 

besteht, befindet hierüber der Kreistag 
durch Beschluss. An der Beschlussfas-
sung nimmt der betroffene Kreistagsab-
geordnete nicht teil.  

 
(5) Ein Verstoß gegen die Offenbarungspflicht 

nach Absatz 1 wird vom Kreistag durch 
Beschluss festgestellt. 

 
§ 8 

Fraktionen  
 

(1) Kreistagsabgeordnete können sich zu 
Fraktionen zusammenschließen. Eine 
Fraktion besteht aus mindestens drei Mit-
gliedern des Kreistages. Jeder Kreistags-
abgeordnete kann nur einer Fraktion an-
gehören. 

 
 

diesem Fall der Genehmigung der Kom-
munalaufsichtsbehörde. Die Kommu-
nalaufsichtsbehörde kann die Genehmi-
gung aus Gründen des öffentlichen Wohls 
versagen. 

 
 

§ 8 
Befangenheit / Mitwirkungsverbot 

 
(1) Muss ein Kreistagsmitglied annehmen, 

nach § 131 in Verbindung mit § 31 Absatz 
2 und § 22 BbgKVerf an der Beratung und 
Beschlussfassung nicht teilnehmen zu 
dürfen, so hat er dies dem Vorsitzenden 
vor Eintritt in die Beratung dieses Tages-
ordnungspunktes unaufgefordert anzuzei-
gen. 

 
(2) Ein Kreistagsmitglied, für das nach Absatz 

1 ein Mitwirkungsverbot besteht, hat bei 
nichtöffentlichen Sitzungen den Sitzungs-
raum zu verlassen, bei öffentlichen Sit-
zungen darf er sich in dem für die Zuhörer 
bestimmten Teil des Sitzungsraumes auf-
halten. 

 
(3) Die Nichtmitwirkung ist in der Niederschrift 

zu vermerken. Das betroffene Kreistags-
mitglied kann verlangen, dass die Gründe 
für die Nichtmitwirkung in die Niederschrift 
aufgenommen werden. 

 
(4) Ist zweifelhaft, ob ein Mitwirkungsverbot 

besteht, befindet hierüber der Kreistag 
durch Beschluss. An der Beschlussfas-
sung nimmt das betroffene Kreistagsmit-
glied nicht teil.  

 
(5) Ein Verstoß gegen die Offenbarungspflicht 

nach Absatz 1 wird vom Kreistag durch 
Beschluss festgestellt. 

 
§ 9 

Fraktionen  
 

(1) Gewählte Kreistagsmitglieder können sich 
zu Fraktionen zusammenschließen. Eine 
Fraktion besteht aus mindestens drei Mit-
gliedern des Kreistages. Jedes Kreis-
tagsmitglied kann nur einer Fraktion an-
gehören. 
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(2) Die Mitglieder der Fraktionen wählen ei-
nen Vorsitzenden und seine Stellvertreter. 
Der Vorsitzende vertritt die Fraktionen 
nach außen. 

 
 
 
 
(3) Die Bildung einer Fraktion ist dem Vorsit-

zenden des Kreistages schriftlich anzu-
zeigen. Die Mitteilung muss die genaue 
Bezeichnung der Fraktion, die Namen des 
Vorsitzenden, seiner Stellvertreter und al-
ler der Fraktion angehörenden Mitglieder 
enthalten. Unterhält die Fraktion eine Ge-
schäftsstelle, so hat die Mitteilung auch 
die Anschrift der Geschäftsstelle und den 
Namen des Geschäftsführers zu enthal-
ten. 

 
(4) Die Auflösung einer Fraktion, den Wech-

sel im Fraktionsvorsitz sowie die Aufnah-
me und das Ausscheiden von Mitgliedern 
sind dem Vorsitzenden des Kreistages 
ebenfalls vom Fraktionsvorsitzenden 
schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. 
Die Anzeige ist im Original zu unterzeich-
nen. 

 
(5) Die Fraktionen haben eigenverantwortlich 

ihre innere Ordnung demokratisch und 
rechtsstaatlich zu gestalten. Sie haben 
insbesondere dafür Sorge zu tragen, dass 
auch ihre Mitglieder und Gäste solche An-
gelegenheiten verschwiegen behandeln, 
deren Geheimhaltung ihrer Natur nach er-
forderlich, besonders vorgeschrieben oder 
vom Kreistag oder einem seiner Aus-
schüsse beschlossen worden ist. Ferner 
ist zu beachten, dass die Kenntnis ver-
traulicher Angelegenheiten nicht unbefugt 
verwertet wird. 

 
§ 9 

Drucksachen 
 

(1) Drucksachen sind: 
      - Beschlussvorlagen (Einbringer: Landrat)  

- Berichtsvorlagen (Einbringer: Landrat)  
- Anfragen (Einbringer: Mitglieder oder  
Fraktionen des Kreistages) 

       - Anträge (Einbringer: Mitglieder oder 
Fraktionen des Kreistages) 

       - Änderungsanträge (Einbringer: Mitglie-

(2) Die Mitglieder der Fraktionen wählen ei-
nen Vorsitzenden und seine Stellvertreter. 
Der Vorsitzende vertritt die Fraktion nach 
außen. Er unterzeichnet auch Anträge, die 
von der Fraktion gestellt werden. Im Ver-
hinderungsfall unterzeichnet ein stellver-
tretender Fraktionsvorsitzender  

 
(3) Die Bildung einer Fraktion ist dem Vorsit-

zenden des Kreistages schriftlich anzu-
zeigen. Die Mitteilung muss die genaue 
Bezeichnung der Fraktion, die Namen des 
Vorsitzenden, seiner Stellvertreter und al-
ler der Fraktion angehörenden Mitglieder 
enthalten. Unterhält die Fraktion eine Ge-
schäftsstelle, so hat die Mitteilung auch 
die Anschrift der Geschäftsstelle und den 
Namen des Geschäftsführers zu enthal-
ten. 

 
(4) Die Auflösung einer Fraktion, den Wech-

sel im Fraktionsvorsitz sowie die Aufnah-
me und das Ausscheiden von Mitgliedern 
sind dem Vorsitzenden des Kreistages 
ebenfalls vom Fraktionsvorsitzenden 
schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. 
Die Anzeige ist im Original zu unterzeich-
nen. 

 
(5) Die Fraktionen haben eigenverantwortlich 

ihre innere Ordnung demokratisch und 
rechtsstaatlich zu gestalten. Sie haben 
insbesondere dafür Sorge zu tragen, dass 
auch ihre Mitglieder und Gäste solche An-
gelegenheiten verschwiegen behandeln, 
deren Geheimhaltung ihrer Natur nach er-
forderlich, besonders vorgeschrieben oder 
vom Kreistag oder einem seiner Aus-
schüsse beschlossen worden ist. Ferner 
ist zu beachten, dass die Kenntnis ver-
traulicher Angelegenheiten nicht unbefugt 
verwertet wird. 

 
§ 10 

Drucksachen 
 

(1) Drucksachen sind:  
- Beschlussvorlagen (Einbringer: Landrat)  
- Berichtsvorlagen (Einbringer: Landrat)  
- Anfragen (Einbringer: Mitglieder oder 
Fraktionen des Kreistages, sonstige Aus-
schussmitglieder für die Ausschüsse, in 
denen sie Mitglied sind) 
- Anträge (Einbringer: Mitglieder oder 
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der oder Fraktionen des Kreistages)  
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Drucksachen werden mit einer fortlaufen-

den Nummer und der Jahreszahl (Druck-
sachen-Nummer) versehen. 

 
(3) Drucksachen sind vom Einreicher im Ori-

ginal zu unterzeichnen. Für Fraktionen un-
terzeichnet der Fraktionsvorsitzende bzw. 
ein von ihm beauftragtes Fraktionsmitglied 
(mit dem Vermerk i. A.). 

 
 
 
 
 
 
 
(4) Eine Änderung von Drucksachen durch 

den Einreicher ist jederzeit möglich. Sie 
bedarf der schriftlichen oder elektroni-
schen Form und der Unterzeichnung sei-
tens des Einreichers im Original. Die 
Drucksachenänderung muss Bezug auf 
die zu ändernde Drucksache nehmen und 
die konkrete Änderung benennen. Druck-
sachenänderungen sind über das Kreis-
tagsbüro den Kreistagsmitgliedern und 
sonstigen Mitgliedern der Ausschüsse zu-
zuleiten.  

 
(5) Drucksachen sind formgebunden. Die 

Form wird vom Landrat vorgegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Beschlussvorlagen sind schriftliche Sach-

darstellungen mit einem Beschluss-
vorschlag, die vom Landrat vorbereitet 
werden und über die Fachausschüsse und 
den Kreisausschuss an den Kreistag ge-
richtet sind. Dringlichkeiten sind davon 
nicht betroffen. Des Weiteren können Be-

Fraktionen des Kreistages, sonstige Aus-
schussmitglieder für die Ausschüsse, in 
denen sie Mitglied sind) 
- Änderungsanträge (Einbringer: Mitglie-
der oder Fraktionen des Kreistages, sons-
tige Ausschussmit 
glieder für die Ausschüsse, in denen sie 
Mitglied sind) 
  

(2) Drucksachen werden mit einer fortlaufen-
den Nummer und der Jahreszahl (Druck-
sachen-Nummer) versehen. 

 
(3) Drucksachen sind vom Einreicher im Ori-

ginal zu unterzeichnen. Als Original wird 
ein vom Einreicher unterzeichnetes Do-
kument in Papierform oder ein unterzeich-
netes und per E-Mail übersandtes PDF-
Dokument anerkannt. Bei der Einreichung 
mittels PDF-Dokument ist es zur Vereinfa-
chung der Bearbeitung wünschenswert, 
dass der Anfragende die Anfra-
ge/Zusatzfrage auch als Word-Datei zur 
Verfügung stellt. 

 
(4) Die Änderung einer Drucksache durch 

den Einreicher ist jederzeit möglich. Hier-
zu bedarf es der Einreichung einer neuen 
Version dieser Drucksache in schriftlicher 
oder elektronischen Form und der Unter-
zeichnung seitens des Einreichers im Ori-
ginal. Die neue Version der Drucksache 
ist über das Kreistagsbüro den Kreistags-
mitgliedern und sonstigen Mitgliedern der 
Ausschüsse postalisch zuzuleiten bzw. 
elektronisch im Ratsinformationssystem 
bereitzustellen. 

 
(5) Drucksachen sind mit Ausnahme der An-

fragen, Anträge und Änderungsanträge 
formgebunden. Die Form wird vom Land-
rat vorgegeben. Für Anfragen, Anträge 
und Änderungsanträge können elektro-
nisch bereitgestellte Formulare von den 
Kreistagsmitgliedern und sonstigen Mit-
gliedern der Ausschüsse genutzt werden. 

 
(6) Beschlussvorlagen sind schriftliche Sach-

darstellungen mit einem Beschlussvor-
schlag, die vom Landrat vorbereitet wer-
den und über die Fachausschüsse und 
den Kreisausschuss an den Kreistag ge-
richtet sind. Dringlichkeiten sind davon 
nicht betroffen. Des Weiteren können Be-
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schlussvorlagen auch dem Jugendhil-
feausschuss und dem Kreisausschuss zur 
Beschlussfassung vorgelegt werden, so-
fern dem betreffenden Ausschuss die Be-
schlussfassung obliegt. 

 
(7) Berichtsvorlagen sind reine Informations-

darstellungen, die vom Landrat vorbereitet 
werden und über die Fachausschüsse und 
den Kreisausschuss an den Kreistag ge-
richtet sind. Dringlichkeiten sind davon 
nicht betroffen. 

 
 
(8) Der Kreistag kann die Behandlung von 

Drucksachen vertagen oder an die Aus-
schüsse zurück verweisen. Der Landrat 
hat das Recht, eine Vorlage vor Beschluss 
der Tagesordnung zurückzuziehen. Dem 
Einbringer wird die Möglichkeit einge-
räumt, die Drucksache zu erläutern. 

 
§ 10 

Änderungsanträge 
 

(1) Änderungsanträge sind Anträge zur Ab-
änderung des Beschlussvorschlages be-
stehender Tagesordnungspunkte. 

 
(2) Änderungsanträge können Fraktionen o-

der einzelne Mitglieder des Kreistages 
stellen. Sie müssen schriftlich oder in 
elektronischer Form gestellt werden, so-
wie den Antragsteller, das Datum der An-
tragstellung und die Unterschrift des Ein-
reichers im Original enthalten. 

 
(3) Änderungsanträge müssen einen konkre-

ten Beschlussvorschlag enthalten und sol-
len begründet sein. Anträge zur Änderung 
von Haushaltsansätzen müssen bei der 
Veranschlagung von Mehrausgaben einen 
Deckungsvorschlag enthalten. 

 
 

§ 11  
Anträge 

 
(1) Jeder Kreistagsabgeordnete hat das 

Recht, Vorschläge einzubringen, Anträge 
zu stellen und zu begründen. 

 
(2) Sie sind schriftlich oder in elektronischer 

Form zu stellen, müssen das Datum, ei-

schlussvorlagen auch dem Jugendhil-
feausschuss und dem Kreisausschuss zur 
Beschlussfassung vorgelegt werden, so-
fern dem betreffenden Ausschuss die Be-
schlussfassung obliegt. 

 
(7) Berichtsvorlagen sind Informationsdarstel-

lungen, die vom Landrat vorbereitet wer-
den und über die Fachausschüsse und 
den Kreisausschuss an den Kreistag ge-
richtet sind. Darüber hinaus gibt es Be-
richtsvorlagen, die nur für einzelne Aus-
schüsse bestimmt sind.  

 
(8) Der Kreistag kann die Behandlung von 

Drucksachen vertagen oder an die Aus-
schüsse zurück verweisen. Der Einbringer 
hat das Recht, seine Drucksache vor Be-
schluss der Tagesordnung zurückzuzie-
hen. Dem Einbringer wird die Möglichkeit 
eingeräumt, die Drucksache zu erläutern. 

 
§ 11 

Änderungsanträge 
 

(1) Änderungsanträge sind Anträge zur Ab-
änderung des Beschlussvorschlages be-
stehender Tagesordnungspunkte. 

 
(2) Änderungsanträge können Fraktionen o-

der einzelne Mitglieder des Kreistages 
stellen. Sie müssen schriftlich oder in 
elektronischer Form gestellt werden, so-
wie den Antragsteller, das Datum der An-
tragstellung und die Unterschrift des Ein-
reichers im Original enthalten. 

 
(3) Änderungsanträge müssen einen konkre-

ten Beschlussvorschlag enthalten und sol-
len begründet sein. Anträge zur Änderung 
von Haushaltsansätzen müssen bei der 
Veranschlagung von Mehraufwendun-
gen/Mehrauszahlungen einen Deckungs-
vorschlag enthalten.  

 
§ 12  

Anträge 
 

(1) Jedes Kreistagsmitglied hat das Recht, 
Vorschläge einzubringen, Anträge zu stel-
len und zu begründen. 

 
(2) Sie sind schriftlich oder in elektronischer 

Form zu stellen, müssen das Datum, ei-
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nen Beschlussvorschlag und eine Be-
gründung enthalten und sind vom Antrag-
steller im Original zu unterzeichnen. 

 
(3) Über die Behandlung von fristgerecht ein-

gereichten Anträgen eines einzelnen Ab-
geordneten über Angelegenheiten, die 
nicht auf der Tagesordnung stehen, be-
schließt der Kreistag. 

 
 

§ 12 
Anfragen aus dem Kreistag 

 
(1) Jeder Kreistagsabgeordnete ist berechtigt, 

Anfragen über Angelegenheiten des 
Landkreises an den Landrat oder den 
Vorsitzenden zu richten. Anfragen sind 
schriftlich oder in elektronischer Form ein-
zureichen und müssen vom Anfragenden 
im Original unterzeichnet sein.  

 
(2) Anfragen sollen mindestens 12 Kalender-

tage vor der Sitzung im Kreistagsbüro vor-
liegen, um in die Tagesordnung aufge-
nommen zu werden. Der Sitzungstag wird 
bei der Frist nicht mitgerechnet. Später 
eingereichte Anfragen sollen nach Mög-
lichkeit im Kreistag behandelt werden.  

 
(3) Anfragen sind vom Landrat oder vom Vor-

sitzenden innerhalb einer Frist von 12 Ka-
lendertagen zu beantworten. Fristgerecht 
eingereichte Anfragen sollen bis zur Sit-
zung beantwortet werden. Sollte eine Be-
antwortung innerhalb dieser Frist nicht 
möglich sein, erhält der Anfragende vor 
Ablauf der Frist eine Zwischeninformation, 
bis wann die Beantwortung erfolgt.  

 
(4) Anfragen werden unter dem Tagesord-

nungspunkt „Anfragen aus dem Kreistag“ 
im Anschluss an die Aussprache zum Be-
richt des Landrates vom Vorsitzenden o-
der vom Landrat beantwortet. Der Landrat 
kann die Beantwortung einer Anfrage dem 
hierfür zuständigen Beigeordneten über-
tragen. Die Reihenfolge der Behandlung 
der Anfragen wird durch den Zeitpunkt 
des Eingangs der Anfragen im Büro des 
Kreistages bestimmt. Der Eingang ist auf 
den Anfragen entsprechend zu vermer-
ken. Zur Behandlung der Anfragen ruft der 
Vorsitzende des Kreistages die Drucksa-

nen Beschlussvorschlag und eine Be-
gründung enthalten und sind vom Antrag-
steller im Original zu unterzeichnen. 

 
(3) Über die Behandlung von fristgerecht im 

Sinne von § 6 Absatz 1 Satz 3 GeschO 

eingereichten Anträgen eines einzelnen 
Kreistagsmitgliedes über Angelegenhei-
ten, die nicht auf der Tagesordnung ste-
hen, beschließt der Kreistag. 

 
§ 13 

Anfragen aus dem Kreistag 
 

(1) Jedes Kreistagsmitglied ist berechtigt, An-
fragen über Angelegenheiten des Land-
kreises an den Landrat oder den Vorsit-
zenden zu richten. Anfragen sind schrift-
lich oder in elektronischer Form einzu-
reichen und müssen vom Anfragenden im 
Original unterzeichnet sein.  

 
(2) Anfragen sollen mindestens 12 Kalender-

tage vor der Sitzung im Kreistagsbüro vor-
liegen, um in die Tagesordnung aufge-
nommen zu werden. Der Sitzungstag wird 
bei der Frist nicht mitgerechnet. Später 
eingereichte Anfragen sollen nach Mög-
lichkeit im Kreistag behandelt werden.  

 
(3) Anfragen sind vom Landrat oder vom Vor-

sitzenden innerhalb einer Frist von 12 Ka-
lendertagen zu beantworten. Fristgerecht 
eingereichte Anfragen sollen bis zur Sit-
zung beantwortet werden. Sollte eine Be-
antwortung innerhalb dieser Frist nicht 
möglich sein, erhält der Anfragende vor 
Ablauf der Frist eine Zwischeninformation, 
bis wann die Beantwortung erfolgt.  

 
(4) Anfragen werden unter dem Tagesord-

nungspunkt „Anfragen aus dem Kreistag“ 
vom Vorsitzenden oder vom Landrat be-
antwortet. Der Landrat kann die Beantwor-
tung einer Anfrage dem hierfür zuständi-
gen Beigeordneten übertragen. Die Rei-
henfolge der Behandlung der Anfragen 
wird durch den Zeitpunkt des Eingangs 
der Anfragen im Büro des Kreistages be-
stimmt. Der Eingang ist auf den Anfragen 
entsprechend zu vermerken. Zur Behand-
lung der Anfragen ruft der Vorsitzende des 
Kreistages die Drucksachennummer, den 
Inhalt der Anfrage und den Namen des 
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chennummer, den Inhalt der Anfrage und 
den Namen des Anfragenden auf und 
verweist auf die schriftlich vorliegende 
Antwort. Anfragen dürfen nur aufgerufen 
werden, wenn der Anfragende anwesend 
ist. Ist der Anfragende nicht anwesend 
oder kann die Anfrage aufgrund des zeitli-
chen Ablaufes des Tagesordnungspunk-
tes nicht mehr behandelt werden, ist die 
Behandlung der Anfrage mit der schriftli-
chen oder elektronischen Beantwortung 
abgeschlossen. Die Dauer des Tagesord-
nungspunktes „Anfragen aus dem Kreis-
tag“ soll 1 Stunde nicht übersteigen.  

 
(5) Jeder Anfragende kann bis zu 2 Zusatz-

fragen, jeder andere Kreistagsabgeordne-
te 1 Zusatzfrage stellen. Zusatzfragen 
müssen mit der Hauptfrage in unmittelba-
rem Zusammenhang stehen und dürfen 
jeweils nur eine einzige, nicht unterteilte 
Frage enthalten. Die Redezeit für das 
Stellen einer Zusatzfrage ist auf 1 Minute 
und die Beantwortung aller Zusatzfragen 
auf insgesamt 5 Minuten begrenzt. Der 
Vorsitzende kann weitere Zusatzfragen 
ablehnen, wenn durch sie die ordnungs-
gemäße Abwicklung des Tagesordnungs-
punktes „Anfragen aus dem Kreistag“ ge-
fährdet wird. Zusatzfragen sind schriftlich 
einzureichen und werden in der Sitzung 
mündlich beantwortet, soweit sich der Be-
fragte hierzu in der Lage sieht. Die schrift-
liche oder elektronische Beantwortung er-
folgt innerhalb von 14 Kalendertagen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 (6) Anfragen, die erst in der Sitzung gestellt 

werden, sind schriftlich vorzulegen und 
können in der Sitzung mündlich beantwor-
tet werden, wenn sich der Befragte hierzu 
in der Lage sieht. Es sind Einzelfragen zu-
lässig, die sich auf aktuelle Angelegenhei-
ten des Landkreises beziehen. Der Anfra-
gende kann den Ausgangspunkt der An-
frage einleitend kurz darstellen und an-

Anfragenden auf und verweist auf die 
schriftlich vorliegende Antwort. Anfragen 
dürfen nur aufgerufen werden, wenn der 
Anfragende anwesend ist. Ist der Anfra-
gende nicht anwesend oder kann die An-
frage aufgrund des zeitlichen Ablaufes 
des Tagesordnungspunktes nicht mehr 
behandelt werden, ist die Behandlung der 
Anfrage mit der schriftlichen oder elektro-
nischen Beantwortung abgeschlossen. 
Die Dauer des Tagesordnungspunktes 
„Anfragen aus dem Kreistag“ soll 1 Stunde 
nicht übersteigen.  

 
 
(5) Jeder Anfragende kann bis zu 2 Zusatz-

fragen, jedes andere Kreistagsmitglied 1 
Zusatzfrage stellen. Zusatzfragen müssen 
mit der Hauptfrage in unmittelbarem Zu-
sammenhang stehen und dürfen jeweils 
nur eine einzige, nicht unterteilte Frage 
enthalten. Die Redezeit für das Stellen ei-
ner Zusatzfrage ist auf 1 Minute und die 
Beantwortung aller Zusatzfragen auf ins-
gesamt 5 Minuten begrenzt. Der Vorsit-
zende kann weitere Zusatzfragen ableh-
nen, wenn durch sie die ordnungsgemäße 
Abwicklung des Tagesordnungspunktes 
„Anfragen aus dem Kreistag“ gefährdet 
wird. Zusatzfragen sind grundsätzlich 
schriftlich einzureichen und können in der 
Sitzung mündlich beantwortet werden, 
soweit sich der Befragte hierzu in der La-
ge sieht. Die schriftliche oder elektroni-
sche Beantwortung erfolgt innerhalb von 
14 Kalendertagen. Von einer schriftlichen 
Einreichung der Zusatzfrage und deren 
schriftliche oder elektronische Beantwor-
tung kann abgesehen werden, soweit die 
Zusatzfrage umfassend beantwortet ist 
und der Anfragende auf eine schriftliche 
Beantwortung verzichtet. Die Zusatzfrage 
und die Antwort werden entsprechend in 
der Niederschrift vermerkt. 

  
(6) Anfragen, die erst in der Sitzung gestellt 

werden, sind grundsätzlich schriftlich vor-
zulegen und können in der Sitzung münd-
lich beantwortet werden, wenn sich der 
Befragte hierzu in der Lage sieht. Es sind 
Einzelfragen zulässig, die sich auf aktuelle 
Angelegenheiten des Landkreises bezie-
hen. Der Anfragende kann den Aus-
gangspunkt der Anfrage einleitend kurz 
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schließend seine Anfrage vortragen. Die 
Redezeit für das Stellen einer Anfrage 
sowie für deren Beantwortung soll 10 Mi-
nuten nicht übersteigen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 (7) Anfragen, die sich nicht auf Angelegen-

heiten des Landkreises beziehen oder be-
nannten Formvorschriften nicht entspre-
chen, kann der Befragte zurückweisen. 

 
(8) Die Antworten auf Anfragen und Zusatz-

fragen sind dem Anfragenden schriftlich 
im Original und den übrigen Kreistagsab-
geordneten in Kopie oder elektronisch zu-
zusenden. Gleichzeitig werden die Ant-
worten auf der Internetseite des Landkrei-
ses Uckermark in elektronischer Form be-
reitgestellt. 

 
§ 13  

Einwohnerfragestunde 
  

(1) Zu Beginn jeder öffentlichen Kreistags- 
und Ausschusssitzung ist eine Einwohner-
fragestunde von ca. 30 Minuten vorzuse-
hen. 

 
(2) Näheres hierzu regelt eine Einwohnerbe-

teiligungssatzung. 
 

§ 14 
Sitzungsleitung, Redeordnung 

 
(1) Der Vorsitzende leitet die Sitzung. 
 
(2) Der Vorsitzende sorgt für die Einhaltung 

der Geschäftsordnung, er kann hierzu je-
derzeit das Wort ergreifen. 

 
(3) Jeder Redner darf erst zur Sache spre-

chen, nachdem ihm der Vorsitzende das 
Wort erteilt hat. Der Vorsitzende erteilt das 
Wort in der Reihenfolge der Wortmeldung. 
Ist die Reihenfolge nicht erkennbar, ent-
scheidet der Vorsitzende. 

 

darstellen und anschließend seine Anfra-
ge vortragen. Die Redezeit für das Stellen 
einer Anfrage sowie für deren Beantwor-
tung soll 10 Minuten nicht übersteigen. 
Erklärt der Anfragende, dass seine Anfra-
ge in der Sitzung mündlich ausreichend 
beantwortet wurde und er auf eine schrift-
liche oder elektronische Beantwortung 
verzichtet, so erfolgt keine Registrierung 
der Anfrage als Drucksache. Die Anfrage 
und die Antwort werden entsprechend in 
der Niederschrift vermerkt. 

 
(7) Anfragen, die sich nicht auf Angelegenhei-

ten des Landkreises beziehen oder be-
nannten Formvorschriften nicht entspre-
chen, kann der Befragte zurückweisen. 

 
(8) Die Antworten auf Anfragen und Zusatz-

fragen sind dem Anfragenden schriftlich 
im Original und den übrigen Kreistagsmit-
gliedern in Kopie oder elektronisch zuzu-
senden. Gleichzeitig werden die Antwor-
ten auf der Internetseite des Landkreises 
Uckermark in elektronischer Form bereit-
gestellt. 

 
§ 14  

Einwohnerfragestunde 
 

(1) Zu Beginn jeder öffentlichen Kreistags- 
und Ausschusssitzung ist eine Einwohner-
fragestunde von ca. 30 Minuten vorzuse-
hen. 

 
(2) Näheres hierzu regelt eine Einwohnerbe-

teiligungssatzung. 
 

§ 15 
Sitzungsleitung, Redeordnung 

 
(1) Der Vorsitzende leitet die Sitzung. 
 
(2) Der Vorsitzende sorgt für die Einhaltung 

der Geschäftsordnung, er kann hierzu je-
derzeit das Wort ergreifen. 

 
(3) Jeder Redner darf erst zur Sache spre-

chen, nachdem ihm der Vorsitzende das 
Wort erteilt hat. Der Vorsitzende erteilt das 
Wort in der Reihenfolge der Wortmeldung. 
Ist die Reihenfolge nicht erkennbar, ent-
scheidet der Vorsitzende. 
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(4) Dem Landrat ist auf Verlangen jederzeit 
das Wort zu erteilen. Die Beigeordneten 
haben aktives Teilnahmerecht. Ansonsten 
kann Dienstkräften des Landkreises das 
Wort erteilt werden, wenn der Landrat dies 
wünscht. 

 
(5) Der Vorsitzende muss, wenn er sich an 

der Beratung zur Sache beteiligen oder 
eine Drucksache einbringen will, den Vor-
sitz während des betreffenden Tagesord-
nungspunktes abgeben. Das gilt nicht für 
formelle Hinweise und Erläuterungen. 

 
(6) Der Einbringer einer Drucksache hat das 

Recht, zuerst zur Beratung zu sprechen, 
um die Drucksache in die Sitzung einzu-
bringen. Auf seinen Wunsch ist ihm am 
Ende der Beratung nochmals das Wort zu 
erteilen (nicht bei Anfragen). 

 
(7) Anträge zur Geschäftsordnung haben Vor-

rang vor allen Wortmeldungen. Es darf 
dadurch jedoch kein Redner unterbrochen 
werden. 

 
(8) Der Redner darf nur die zur Beratung an-

stehende Angelegenheit erörtern. Bei ver-
bundenen Tagesordnungspunkten muss 
er klarstellen, zu welchem Punkt er 
spricht. Er kann höchstens zweimal zum 
gleichen Tagesordnungspunkt sprechen. 
Das Rederecht vervielfacht sich entspre-
chend der Zahl der verbundenen Punkte. 
Außerhalb der Redeordnung kann er kon-
krete Nachfragen zu seinem Redebeitrag 
beantworten. 

 
(9) Die allgemeine Redezeit beträgt 5 Minu-

ten.  
Die Regelung gilt nicht  
- für Einbringer von Drucksachen (außer  

Anfragen), wenn die Angelegenheit 
dies erfordert,  

- für grundsätzliche Stellungnahmen 
zum Entwurf des Haushaltes und Be-
schlussvorlagen mit Satzungscharak-
ter. 

 
(10) Sonstige Personen dürfen nur dann das 

Wort ergreifen, wenn der Kreistag im 
Einzelfall auf Antrag eines Kreistagsmit-
gliedes das Rederecht beschließt. 

 

(4) Dem Landrat ist auf Verlangen jederzeit 
das Wort zu erteilen. Die Beigeordneten 
haben aktives Teilnahmerecht. Ansonsten 
kann Dienstkräften des Landkreises das 
Wort erteilt werden, wenn der Landrat dies 
wünscht. 

 
(5) Der Vorsitzende muss, wenn er sich an 

der Beratung zur Sache beteiligen oder 
eine Drucksache einbringen will, den Vor-
sitz während des betreffenden Tagesord-
nungspunktes abgeben. Das gilt nicht für 
formelle Hinweise und Erläuterungen. 

 
(6) Der Einbringer einer Drucksache hat das 

Recht, zuerst zur Beratung zu sprechen, 
um die Drucksache in die Sitzung einzu-
bringen. Auf seinen Wunsch ist ihm am 
Ende der Beratung nochmals das Wort zu 
erteilen (nicht bei Anfragen). 

 
(7) Anträge zur Geschäftsordnung haben Vor-

rang vor allen Wortmeldungen. Es darf 
dadurch jedoch kein Redner unterbrochen 
werden. 

 
(8) Der Redner darf nur die zur Beratung an-

stehende Angelegenheit erörtern. Bei ver-
bundenen Tagesordnungspunkten muss 
er klarstellen, zu welchem Punkt er 
spricht. Er kann höchstens zweimal zum 
gleichen Tagesordnungspunkt sprechen. 
Das Rederecht vervielfacht sich entspre-
chend der Zahl der verbundenen Punkte. 
Außerhalb der Redeordnung kann er kon-
krete Nachfragen zu seinem Redebeitrag 
beantworten. 

 
(9) Die allgemeine Redezeit beträgt 5 Minu-

ten.  
Die Regelung gilt nicht  
- für Einbringer von Drucksachen (außer 

Anfragen), wenn die Angelegenheit 
dies erfordert,  

- für grundsätzliche Stellungnahmen 
zum Entwurf des Haushaltes und Be-
schlussvorlagen mit Satzungscharak-
ter. 

 
(10) Sonstige Personen dürfen nur dann das 

Wort ergreifen, wenn der Kreistag im Ein-
zelfall auf Antrag eines Kreistagsmitglie-
des das Rederecht beschließt. 
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(11) Der Kreistag kann auf Antrag zur Ge-
schäftsordnung die Dauer der Ausspra-
che und die Redezeit begrenzen. 

 
(12) Vor Beschluss eines Geschäftsord-

nungsantrages auf Schluss der Aus-
sprache ist die noch anstehende Red-
nerliste vom Vorsitzenden zu verlesen. 
Fraktionen bzw. fraktionslosen Abge-
ordneten, die sich zur Sache noch nicht 
geäußert haben, ist bei Bedarf noch Re-
derecht einzuräumen. 

 
§ 15 

Persönliche Erklärungen 
 

(1) Jedes Kreistagsmitglied hat das Recht zur 
Abgabe von persönlichen Erklärungen 
- zur Richtigstellung eigener Ausführun-
gen, 
- zur Zurückweisung von Angriffen gegen 
die eigene Person, 

  - zur Erklärung seines Abstimmungsver-
haltens. 
Die Redezeit soll 3 Minuten nicht über-
schreiten. 

 
(2) Persönliche Erklärungen können nicht 

während der Beratung von Tagesord-
nungspunkten abgegeben werden. 

 
(3) Die Absicht zur Abgabe einer persönli-

chen Erklärung, die nicht im Zusammen-
hang mit der Tagesordnung steht, ist dem 
Vorsitzenden vor Sitzungsbeginn anzu-
zeigen und von ihm in den Ablauf einzu-
ordnen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 16 
Verletzung der Ordnung 

 
(1) Wer in der Aussprache von der Sache ab-

schweift, kann vom Vorsitzenden ermahnt 
und im Wiederholungsfall zur Ordnung ge-

(11) Der Kreistag kann auf Antrag zur Ge-
schäftsordnung die Dauer der Ausspra-
che und die Redezeit begrenzen. 

 
(12) Vor Beschluss eines Geschäftsord-

nungsantrages auf Schluss der Ausspra-
che ist die noch anstehende Rednerliste 
vom Vorsitzenden zu verlesen. Fraktio-
nen bzw. fraktionslosen Kreistagsmitglie-
dern, die sich zur Sache noch nicht ge-
äußert haben, ist bei Bedarf noch Rede-
recht einzuräumen. 

 
§ 16 

Persönliche Erklärungen 
 

(1) Jedes Kreistagsmitglied hat das Recht zur 
Abgabe von persönlichen Erklärungen 
- zur Richtigstellung eigener Ausführun-
gen, 
- zur Zurückweisung von Angriffen gegen 
die eigene Person, 
- zur Erklärung seines Abstimmungsver-
haltens. 
Die Redezeit soll 3 Minuten nicht über-
schreiten. 
 

(2) Persönliche Erklärungen können nicht 
während der Beratung von Tagesord-
nungspunkten abgegeben werden. 

 
(3) Die Absicht zur Abgabe einer persönli-

chen Erklärung, die nicht im Zusammen-
hang mit der Tagesordnung steht, ist dem 
Vorsitzenden vor Sitzungsbeginn anzu-
zeigen und von ihm in den Ablauf einzu-
ordnen. 

§ 17 
Ordnungsgewalt und Hausrecht  

 
In den Sitzungen des Kreistages handhabt 
der Vorsitzende die Ordnung und übt das 
Hausrecht aus. Seiner Ordnungsgewalt und 
seinem Hausrecht unterliegen alle Personen, 
die sich während einer Kreistagssitzung im 
Sitzungssaal und im Zuschauerbereich auf-
halten. 
 

§ 18  
Verletzung der Ordnung 

 
(1) Wer in der Aussprache von der Sache ab-

schweift, kann vom Vorsitzenden ermahnt 
und im Wiederholungsfall zur Ordnung ge-
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rufen werden. 
 
(2) Wer sich ungebührlicher oder beleidigen-

der Äußerungen bedient, ist zur Ordnung 
zu rufen. Eine Aussprache über die Be-
rechtigung „zur Ordnung“ zu rufen, ist un-
zulässig. Auf Antrag ist in der nächsten 
Sitzung ohne Aussprache darüber abzu-
stimmen, ob der Kreistag den Ordnungs-
ruf für gerechtfertigt hält. 

 
(3) Mit dem Ordnungsruf in einer Sitzung 

kann der Vorsitzende dem Redner das 
Wort entziehen. Einem Redner, dem das 
Wort entzogen wurde, ist es zu diesem 
Tagesordnungspunkt nicht weiter zu ertei-
len. 

 
(4) Mit dem dritten Ordnungsruf oder im Falle 

einer groben Verletzung der Ordnung 
kann der Vorsitzende ein Kreistagsmit-
glied des Raumes verweisen. 

 
(5) Durch Kreistagsbeschluss kann einem 

Kreistagsabgeordneten, der die Ordnung 
grob verletzt, die auf den Sitzungstag ent-
fallende Entschädigung ganz oder teilwei-
se entzogen werden. 

 
(6) Als grobe Verletzung der Ordnung gelten 

insbesondere eine fortdauernde Nichtbe-
achtung der Anordnungen des Vorsitzen-
den und sonstige schwere Störungen des 
Sitzungsfriedens. 

 
(7) Der Vorsitzende kann Zuhörer, die Sit-

zungen stören, ausschließen, die Sitzung 
unterbrechen oder den Zuhörerraum räu-
men lassen. 

 
§ 17 

Unterbrechung und Aufhebung  
der Sitzung  

 
(1) Entsteht im Kreistag störende Unruhe, so 

kann der Vorsitzende die Sitzung unter-
brechen oder aufheben, wenn auf andere 
Weise die Ordnung nicht wieder herge-
stellt werden kann. Kann sich der Vorsit-
zende kein Gehör verschaffen, so verlässt 
er seinen Platz. Die Sitzung ist dadurch 
unterbrochen. Kann die Sitzung nicht spä-
testens nach 30 Minuten fortgesetzt wer-
den, gilt sie als geschlossen. 

rufen werden. 
 
(2) Wer sich ungebührlicher oder beleidigen-

der Äußerungen bedient, ist zur Ordnung 
zu rufen. Eine Aussprache über die Be-
rechtigung „zur Ordnung“ zu rufen, ist un-
zulässig. Auf Antrag ist in der nächsten 
Sitzung ohne Aussprache darüber abzu-
stimmen, ob der Kreistag den Ordnungs-
ruf für gerechtfertigt hält. 

 
(3) Mit dem Ordnungsruf in einer Sitzung 

kann der Vorsitzende dem Redner das 
Wort entziehen. Einem Redner, dem das 
Wort entzogen wurde, ist es zu diesem 
Tagesordnungspunkt nicht weiter zu ertei-
len. 

 
(4) Mit dem dritten Ordnungsruf oder im Falle 

einer groben Verletzung der Ordnung 
kann der Vorsitzende ein Kreistagsmit-
glied des Raumes verweisen. 

 
(5) Durch Kreistagsbeschluss kann einem 

Kreistagsmitglied, der die Ordnung grob 
verletzt, die auf den Sitzungstag entfallen-
de Entschädigung ganz oder teilweise 
entzogen werden. 

 
(6) Als grobe Verletzung der Ordnung gelten 

insbesondere eine fortdauernde Nichtbe-
achtung der Anordnungen des Vorsitzen-
den und sonstige schwere Störungen des 
Sitzungsfriedens. 

 
(7) Der Vorsitzende kann Zuhörer, die Sit-

zungen stören, ausschließen, die Sitzung 
unterbrechen oder den Zuhörerraum räu-
men lassen. 
 

§ 19 
Unterbrechung und Aufhebung  

der Sitzung  
 

(1) Entsteht im Kreistag störende Unruhe, so 
kann der Vorsitzende die Sitzung unter-
brechen oder aufheben, wenn auf andere 
Weise die Ordnung nicht wieder herge-
stellt werden kann. Kann sich der Vorsit-
zende kein Gehör verschaffen, so verlässt 
er seinen Platz. Die Sitzung ist dadurch 
unterbrochen. Kann die Sitzung nicht spä-
testens nach 30 Minuten fortgesetzt wer-
den, gilt sie als geschlossen. 
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(2) Für ihre Neuansetzung gilt § 20 sinnge-

mäß. 
 

§ 18 
Anträge zur Geschäftsordnung 

 
(1) Bei Anträgen zur Geschäftsordnung ist 

der Bezug zur Geschäftsordnung anzuge-
ben. 

 
(2) Anträge zur Geschäftsordnung können je-

derzeit gestellt werden und haben Vorrang 
vor allen Wortmeldungen und anderen An-
trägen. Sie sind durch Heben beider Hän-
de anzuzeigen und bedürfen keiner Be-
gründung. 

 
(3) Die Ausführungen des Antragstellers dür-

fen sich nur auf die Behandlung des zur 
Beratung anstehenden Gegenstandes be-
ziehen. Ansonsten wird ihm durch den 
Vorsitzenden des Kreistages das Wort 
entzogen.  

 
(4) Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung 

abgelehnt, so darf er zum gleichen Ta-
gesordnungspunkt nicht wiederholt wer-
den. 

 
 
 
 
 
(5) Ein Geschäftsordnungsantrag auf Schluss 

der Aussprache kann nur von einem 
Kreistagsabgeordneten gestellt werden, 
der noch nicht zur Sache gesprochen hat. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(2) Für ihre Neuansetzung gilt § 22 GeschO 

sinngemäß. 
 

§ 20 
Anträge zur Geschäftsordnung 

 
(1) Bei Anträgen zur Geschäftsordnung ist 

der Bezug zur Geschäftsordnung anzuge-
ben. 

 
(2) Anträge zur Geschäftsordnung können 

von jedem Mitglied des Kreistages jeder-
zeit gestellt werden und haben Vorrang 
vor allen Wortmeldungen und anderen An-
trägen. Sie sind durch Heben beider Hän-
de anzuzeigen und bedürfen keiner Be-
gründung. Dazu gehören insbesondere 
Anträge, über die in nachfolgender Rei-
henfolge abzustimmen ist: 
1. auf Aufhebung der Sitzung, 
2. auf Unterbrechung der Sitzung, 
3. auf Vertagung eines Tagesordnungs- 
    punktes, 
4. auf Verweisung eines Antrages an ei- 
    nen Ausschuss oder an den Landrat, 
5. auf Schluss der Aussprache zu einem  
   Tagesordnungspunkt, 
6. auf Schluss der Rednerliste, 
7. auf Ausschluss oder Wiederherstellung  
    der Öffentlichkeit, 
8. auf namentliche Abstimmung, 
9. auf Prüfung der Beschlussfähigkeit. 

 
(3) Ein Geschäftsordnungsantrag auf Schluss 

der Aussprache und auf Schluss der Red-
nerliste kann nur von einem Mitglied des 
Kreistages gestellt werden, das noch nicht 
zur Sache gesprochen hat. Der Kreistags-
vorsitzende hat in diesem Fall die noch 
vorliegenden Wortmeldungen bekannt zu 
geben. Vor der Abstimmung kann ein 
Kreistagsmitglied für und ein Kreistags-
mitglied gegen den Antrag sprechen. Die 
Redezeit wird auf drei Minuten begrenzt. 
Wird ein Geschäftsordnungsantrag auf 
Schluss der Rednerliste angenommen, 
darf kein  weiterer Redner mehr auf die 
Rednerliste gesetzt werden. Es sprechen 
nur noch die Redner, die bei Antragstel-
lung vorgemerkt waren. 
 

(4) Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung 
abgelehnt, so darf er zum gleichen Ta-
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§ 19 
Schluss der Aussprache 

 
(1) Die Aussprache ist beendet, wenn 

- die Rednerliste erschöpft ist, sich nie-
mand mehr zu Wort meldet und der  
Vorsitzende die Aussprache für ge-
schlossen erklärt oder 

- der Kreistag einen entsprechenden Be-
schluss zur Geschäftsordnung fasst.  

 
(2) Nach Schluss der Beratung kann das 

Wort nur noch zur Geschäftsordnung oder 
zur Abgabe persönlicher Erklärungen er-
teilt werden. 

 
§ 20 

Vertagung  
 

Der Kreistag kann auf Vorschlag des Vorsit-
zenden oder auf Antrag einer Fraktion oder 
des Landrates mit der Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder die Unterbrechung der Sit-
zung und deren Fortsetzung zu einem ande-
ren Termin beschließen, wenn die Tagesord-
nung in der laufenden Sitzung nicht abschlie-
ßend behandelt werden kann. Die Fortset-
zungssitzung ist allein der Behandlung der 
noch offenen Tagesordnungspunkte dersel-
ben Tagesordnung vorbehalten. Der Be-
schluss über die Unterbrechung der Sitzung 
muss Zeit und Ort der Fortsetzungssitzung 
bestimmen. Für die Fortsetzungssitzung ist 
eine erneute Ladung entbehrlich. 
 

§ 21 
Abstimmungen  

 
(1) Über jede Beschlussvorlage und jeden 

Antrag ist gesondert abzustimmen. 
 
 
 
 
2) Bei mehreren Anträgen zu dem gleichen 

Gegenstand wird über den weitestgehen-
den Antrag zuerst, über einen Gegenan-
trag oder einen Antrag auf Abänderung 
vor dem ursprünglichen Antrag abge-
stimmt. Bestehen Zweifel darüber, wel-
cher Antrag der weitestgehende ist, so 

gesordnungspunkt nicht wiederholt wer-
den. 

 
§ 21 

Schluss der Aussprache 
 

(1) Die Aussprache ist beendet, wenn 
- die Rednerliste erschöpft ist, sich nie-

mand mehr zu Wort meldet und der  
Vorsitzende die Aussprache für ge-
schlossen erklärt oder 

- der Kreistag einen entsprechenden Be-
schluss zur Geschäftsordnung fasst.  

 
(2) Nach Schluss der Beratung kann das 

Wort nur noch zur Geschäftsordnung oder 
zur Abgabe persönlicher Erklärungen er-
teilt werden. 

 
§ 22 

Vertagung  
 

Der Kreistag kann auf Vorschlag des Vorsit-
zenden oder auf Antrag einer Fraktion oder 
des Landrates mit der Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder die Unterbrechung der Sit-
zung und deren Fortsetzung zu einem ande-
ren Termin beschließen, wenn die Tagesord-
nung in der laufenden Sitzung nicht abschlie-
ßend behandelt werden kann. Die Fortset-
zungssitzung ist allein der Behandlung der 
noch offenen Tagesordnungspunkte dersel-
ben Tagesordnung vorbehalten. Der Be-
schluss über die Unterbrechung der Sitzung 
muss Zeit und Ort der Fortsetzungssitzung 
bestimmen. Für die Fortsetzungssitzung ist 
eine erneute Ladung entbehrlich. 
 

§ 23 
Abstimmung / Wahl 

 
(1) Nach Schluss der Aussprache stellt der 

Vorsitzende zum Tagesordnungspunkt 
gestellte Sachanträge zur Abstimmung. 
Über jede Beschlussvorlage und jeden 
Antrag ist gesondert abzustimmen. 

 
(2) Vor der Abstimmung ist die endgültige 

Formulierung des zu fassenden Beschlus-
ses zu verlesen, soweit sie sich nicht aus 
der Vorlage ergibt; das gilt nicht für Ge-
schäftsordnungsanträge. Der Vorsitzende 
stellt die Frage, über die abgestimmt wer-
den soll, so, dass sie mit ja oder nein be-



 19 

entscheidet darüber der Vorsitzende. Im 
Übrigen gilt für Abstimmungen folgende 
Reihenfolge: 
a) Änderung der Tagesordnung, 
b) Übergang zum nächsten Punkt der Ta-
gesordnung, 
c) Aufhebung der Sitzung, 
d) Unterbrechung der Sitzung, 
e) Vertagung, 
f) Verweisung an einen Ausschuss, 
g) Verweisung an die Fraktionen, 
h) Schluss der Aussprache, 
i) Schluss der Rednerliste, 
j) Begrenzung der Zahl der Redner, 
k) Begrenzung der Dauer der Redezeit, 
l) Begrenzung der Aussprache, 
m) zur Sache. 

 
(3) Vor der Abstimmung ist die endgültige 

Formulierung des zu fassenden Beschlus-
ses zu verlesen, soweit sie sich nicht aus 
der Vorlage ergibt; das gilt nicht für Ge-
schäftsordnungsanträge. Der Vorsitzende 
stellt die Frage, über die abgestimmt wer-
den soll, so, dass sie mit ja oder nein be-
antwortet werden kann. 

 
(4) Die Beschlussfassung erfolgt offen durch 

Handheben mit Stimmkarte oder durch er-
kennbare Zustimmung; falls erforderlich 
durch Auszählen. 

 
(5) Namentlich wird in den gesetzlich vorge-

schriebenen Fällen abgestimmt oder wenn 
mindestens ein Zehntel der Kreistagsab-
geordneten oder eine Fraktion dies ver-
langt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

antwortet werden kann. 
 

(3) Bei mehreren Anträgen zu dem gleichen 
Gegenstand wird über den weitestgehen-
den Antrag zuerst, über einen Gegenan-
trag oder einen Antrag auf Abänderung 
vor dem ursprünglichen Antrag abge-
stimmt. Bestehen Zweifel darüber, wel-
cher Antrag der weitestgehende ist, so 
entscheidet darüber der Vorsitzende.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die Abstimmung erfolgt offen durch He-

ben der Stimmkarte oder durch erkennba-
re Zustimmung. 

 
(5) Namentlich wird in den gesetzlich vorge-

schriebenen Fällen abgestimmt oder wenn 
mindestens ein Zehntel der Kreistagsmit-
glieder oder eine Fraktion dies verlangt. 
Die Stimmabgabe jedes Mitgliedes ist im 
Protokoll zu vermerken. 

 
(6) Das Abstimmungsergebnis wird von dem 

Vorsitzenden bekannt gegeben und in der 
Niederschrift festgehalten. Ist das Ab-
stimmungsergebnis ohne Zählung der 
Stimmen eindeutig zu ermitteln, kann der 
Vorsitzende es als „mehrheitlich“ für oder 
gegen einen Antrag benennen und zu 
Protokoll geben. Nicht eindeutig erkenn-
bare Abstimmungsergebnisse sind auszu-
zählen und entsprechend zu Protokoll zu 
geben. Auf Antrag von mindestens drei 
anwesenden Mitgliedern des Kreistages 
muss durch den Vorsitzenden die Ab-
stimmung unmittelbar wiederholt und die 
Stimmabgabe ausgezählt werden.  
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§ 22 
Wahlen 

(§§ 39 Absatz 1, 40-41 BbgKVerf) 
 

Gewählt wird geheim, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist oder vor der jeweiligen 
Wahl einstimmig Abweichungen beschlossen 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 23 
Feststellung und Verkündung des Ab-

stimmungs- und Wahlergebnisses 
 

(1) Der Vorsitzende stellt das Ergebnis der 
Abstimmung oder der Wahl fest und gibt 
es anschließend bekannt. 

 
(2) Die Richtigkeit des Abstimmungs- oder 

des Wahlergebnisses kann nur sofort 
nach der Verkündung beanstandet wer-
den; die Abstimmung oder die Wahl muss 
sodann unverzüglich wiederholt werden. 

 
(3) Bei Beschlüssen des Kreistages, die mit 

qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, hat 
der Vorsitzende durch ausdrückliche Er-
klärung festzustellen, dass diese Mehrheit 
dem Antrag oder der Vorlage zugestimmt 
hat.  

 
(4) Die Mehrheit der auf ja oder nein lauten-

den Stimmen entscheidet, soweit das Ge-
setz keine qualifizierte Stimmenmehrheit 
fordert. Stimmenenthaltungen und ungül-
tige Stimmen zählen bei der Feststellung 
der Beschlussfähigkeit mit, nicht aber bei 
der Berechnung der Mehrheit. Bei Stim-
mengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

 

(7) Der Kreistag beschließt mit einfacher 
Mehrheit, soweit das Gesetz oder diese 
Geschäftsordnung nichts anderes be-
stimmen. Stimmenthaltungen und ungülti-
ge Stimmen zählen bei der Feststellung 
der Stimmenmehrheit nicht mit. Bei Stim-
mengleichheit gilt der Antrag als abge-
lehnt. 

 
(8) Wahlhandlungen sind geheim, soweit ge-

setzlich nichts anderes bestimmt ist. Ab-
weichungen können vor der jeweiligen 
Wahl einstimmig beschlossen werden. 
Wahlhandlungen werden von einer Wahl-
kommission aus mindestens drei Mitglie-
dern des Kreistages geleitet. In der Wahl-
kommission sollen die Fraktionen mit je 
einem Mitglied vertreten sein, es sei denn, 
gegen eine andere Zusammensetzung 
wird kein Einspruch erhoben. 

 
(9) Bei geheimen Wahlen besteht Zwang zur 

Benutzung der Wahlkabine. 
 

§ 24 
Feststellung und Verkündung des Ab-

stimmungs- und Wahlergebnisses 
 

(1) Der Vorsitzende stellt das Ergebnis der 
Abstimmung oder der Wahl fest und gibt 
es anschließend bekannt.  

 
(2) Die Richtigkeit des Abstimmungs- oder 

des Wahlergebnisses kann nur sofort 
nach der Verkündung beanstandet wer-
den; die Abstimmung oder die Wahl muss 
sodann unverzüglich wiederholt werden. 

 
(3) Bei Beschlüssen des Kreistages, die mit 

qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, hat 
der Vorsitzende durch ausdrückliche Er-
klärung festzustellen, dass diese Mehrheit 
dem Antrag oder der Vorlage zugestimmt 
hat.  
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(5) Bei Wahlen durch Stimmzettel gilt Folgen-
des: 

 
a)  Stimmzettel sind ungültig, insbesonde-
re wenn, 
aa) sie bei einer Wahl Namen nicht wähl-
barer Personen aufweisen, 
ab) sie unleserlich sind, 
ac) sie mehrdeutig sind, 
ad) sie Zusätze enthalten, 
ae) sie durchgestrichen sind; 
 
b) Stimmenthaltung ist gegeben, wenn 
ba) der Stimmzettel unbeschriftet ist, 
bb) auf dem Stimmzettel durch das Wort 
„Stimmenthaltung“ oder in ähnlicher       
Weise unzweifelhaft zum Ausdruck ge-
bracht ist, dass ein  Wahlberechtiger        
sich der Stimme enthält, 
bc) ein Stimmzettel überhaupt nicht abge-
geben wird; 
 
c) die Stimmzettel werden von je einem 

Kreistagsabgeordneten der Fraktionen 
ausgezählt; die mit der Auszählung be-
trauten Abgeordneten teilen das Er-
gebnis dem Vorsitzenden mit.  

 
(6) Bei namentlicher Abstimmung werden die 

Namen der Kreistagsabgeordneten in al-
phabetischer Reihenfolge aufgerufen und 
die Stimmabgabe in der Niederschrift 
vermerkt. 

 
(7) Bei Losentscheid wird das Los vom Vor-

sitzenden gezogen. 
 

§ 24 
Sitzungs- und Beschlussniederschrift 

 
(1) Über jede Sitzung des Kreistages ist eine 

Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsit-
zenden und vom Schriftführer zu unter-
zeichnen ist. Durch Mitunterzeichnung be-
stätigt der Landrat seine Kenntnisnahme. 

 
(2) Das Kreistagsbüro ist für die Protokollfüh-

rung während der Sitzungen des Kreista-
ges, des Kreisausschusses, des Jugend-
hilfeausschusses und der beratenden 
Ausschüsse zuständig. 

 
(3) Der Sitzungsverlauf wird für die Anferti-

gung der Niederschrift mittels Tonband 

 (4) Bei Wahlen durch Stimmzettel gilt Fol-
gendes: 

 
a)   Stimmzettel sind ungültig, insbesonde-
re wenn sie 
aa) bei einer Wahl Namen nicht wählbarer 
Personen aufweisen, 
ab) unleserlich sind, 
ac) mehrdeutig sind, 
ad) Zusätze enthalten, 
ae) durchgestrichen sind; 
 
b) Stimmenthaltung ist gegeben, wenn 
ba) der Stimmzettel unbeschriftet ist, 
bb) auf dem Stimmzettel durch das Wort 
„Stimmenthaltung“ oder in ähnlicher Wei-
se unzweifelhaft  zum Ausdruck gebracht 
ist, dass ein  Wahlberechtiger sich der 
Stimme enthält,  
bc) ein Stimmzettel überhaupt nicht abge-
geben wird; 
 
c)  die Stimmzettel werden von je einem 

Mitglied der Fraktionen ausgezählt; die 
mit der Auszählung betrauten Kreis-
tagsmitglieder teilen das Ergebnis dem 
Vorsitzenden mit.  

 
(5) Bei namentlicher Abstimmung werden die 

Namen der Kreistagsmitglieder in alpha-
betischer Reihenfolge aufgerufen und die 
Stimmabgabe in der Niederschrift ver-
merkt. 

 
(6) Bei Losentscheid wird das Los vom Vor-

sitzenden gezogen. 
 

§ 25 
Sitzungs- und Beschlussniederschrift 

 
(1) Über jede Sitzung des Kreistages ist eine 

Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsit-
zenden und vom Schriftführer zu unter-
zeichnen ist. Durch Mitunterzeichnung be-
stätigt der Landrat seine Kenntnisnahme. 

 
(2) Das Kreistagsbüro ist für die Schriftfüh-

rung während der Sitzungen des Kreista-
ges, des Kreisausschusses, des Jugend-
hilfeausschusses und der beratenden 
Ausschüsse zuständig. 

 
(3) Der Sitzungsverlauf wird für die Anferti-

gung der Niederschrift mittels Tonband 
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oder digital aufgezeichnet. Bei Einsprü-
chen gegen die Niederschrift können die 
Mitunterzeichner die entsprechenden Stel-
len der Aufzeichnung zusammen mit dem 
betreffenden Kreistagsabgeordneten und 
dem Schriftführer abhören. Die Aufzeich-
nung ist bis zur Genehmigung der Nieder-
schrift aufzubewahren; die Tonaufnahme 
ist danach zu löschen. 

 
 
(4) Die Niederschrift muss enthalten: 

a)  Tag, Ort, Beginn, Dauer einer Unter-
brechung und Ende der Sitzung; 
b)  die Namen der Kreistagsmitglieder 
(anwesend/entschuldigt/unentschuldigt); 
c)  die Namen der geladenen Verwal-
tungsmitarbeiter und Gäste; 
d)  die Feststellung der ordnungsgemäßen 
Ladung und der Beschlussfähigkeit; 
 
e)  Ergänzungen der Tagesordnung und 
die beschlossene Tagesordnung;  
f)   Einwendungen gegen die Nieder-
schrift;  
g)  den Wortlaut aller Anträge, Beschluss-
vorschläge und Beschlüsse; 
h)  Vermerk über nicht zugelassene An-
träge; 
i)   Titel und Registriernummer aller 
Drucksachen und Hinweise auf    
Drucksachenänderungen; 
j)   alle Wahl- und Abstimmungsergebnis-
se  

- einstimmig bzw. mehrheitlich ange-
nommen bzw. abgelehnt,  

- bei Stimmenauszählung und bei 
Wahlen das konkrete Ergebnis, 

- bei namentlicher Abstimmung das 
Protokoll dazu, 

- Dokumentation bei Beanstandun-
gen; 

k)   einen Hinweis auf Inhalte von Anfra-
gen und die erteilte Antwort; 
l)    die Ordnungsmaßnahmen; 
m)  bei Vertagung den Termin der Fortset-
zung; 
n)   die Kreistagsmitglieder, die gemäß § 
131 in Verbindung mit § 22 BbgKVerf an  
der Beratung und Entscheidung nicht teil-
genommen haben; 
o)   auf Verlangen von Kreistagsmitglie-
dern  
      -  den Wortlaut von Schriftsätzen (an-

oder digital aufgezeichnet. Bei Einsprü-
chen gegen die Niederschrift kann das be-
treffende Kreistagsmitglied die entspre-
chenden Stellen der Aufzeichnung zu-
sammen mit dem Schriftführer und dem 
Büroleiter des Landrates abhören. Die 
Aufzeichnung ist bis zur Genehmigung der 
Niederschrift in der darauf folgenden Sit-
zung aufzubewahren; die Tonaufnahme 
ist danach zu löschen. 

 
(4) Die Niederschrift muss enthalten: 

a)  Tag, Ort, Beginn, Dauer einer Unter-
brechung und Ende der Sitzung; 
b)  die Namen der Kreistagsmitglieder 
(anwesend/entschuldigt/unentschuldigt); 

 c)  die Namen der Verwaltungsmitarbeiter,  
die zur Teilnahme an der Sitzung beauf-
tragt wurden sowie der Gäste, denen das 
Rederecht in der Sitzung erteilt wurde; 

 
d)  Ergänzungen der Tagesordnung und 
die beschlossene Tagesordnung;  
e)  Einwendungen gegen die Nieder-
schrift;  
f)  den Wortlaut aller Anträge, Beschluss-
vorschläge und Beschlüsse; 
g)  Vermerk über nicht zugelassene An-
träge; 
h)   Titel und Registriernummer aller Druck-
sachen und Hinweise auf neue Versionen 
von Drucksachen; 
i)   alle Wahl- und Abstimmungsergebnisse  

- einstimmig bzw. mehrheitlich ange-
nommen bzw. abgelehnt,  

- bei Stimmenauszählung und bei 
Wahlen das konkrete Ergebnis, 

- bei namentlicher Abstimmung das 
Protokoll dazu,  

- Dokumentation bei Beanstandun-
gen; 

 
j)   einen Hinweis auf Inhalte von Anfragen 
und die erteilte Antwort; 
k)    die Ordnungsmaßnahmen; 
l)  bei Vertagung den Termin der Fortset-
zungssitzung; 
m)   die Kreistagsmitglieder, die gemäß 
der Brandenburgischen Kommunalverfas-
sung (BbgKVerf) an der Beratung und 
Entscheidung nicht teilgenommen haben; 
n)   auf Verlangen von Kreistagsmitglie-
dern  
      -  den Wortlaut persönlicher Erklärun- 
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sonsten genügt ein inhaltlicher Ver-
weis) 

      -  den Wortlaut persönlicher Erklärun-
gen (ansonsten genügt ein inhaltli-
cher  Verweis). 

 
(5) Jedes Kreistagsmitglied kann verlangen, 

dass in der Niederschrift festgehalten 
wird, wie es abgestimmt hat. 

 
(6) Angelegenheiten, die in nichtöffentlicher 

Sitzung behandelt werden, sind gesondert 
zu protokollieren. 

 
(7) Die Niederschrift ist bis spätestens 20 

Werktage nach der entsprechenden Sit-
zung den Kreistagsabgeordneten zuzulei-
ten. Die Niederschriften der Ausschüsse 
sollen zur Sitzung des darauf folgenden 
Kreisausschusses vorliegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 (8) Werden gegen die Niederschrift innerhalb 

von 10 Kalendertagen nach dem Tag der 
Absendung keine schriftlichen Einwen-
dungen erhoben, gilt sie als anerkannt. 

 
(9) Einwendungen gegen die Niederschrift 

sind schriftlich dem Kreistagsbüro zuzulei-
ten. Der Kreistag entscheidet daraufhin in 
seiner nächsten Sitzung, ob und in wel-
cher Weise die Niederschrift zu berichti-
gen ist. 

 
§ 25 

Ton- und Bildaufnahmen 
 

(1) Bild- und Tonübertragungen oder Bild- 
und Tonaufzeichnungen durch Presse, 
Rundfunk und ähnliche Medien sind ge-
stattet. Der Kreistag kann mit einfacher 
Mehrheit beschließen, die Gestattung für 
die laufende Sitzung zu versagen. 

 
(2) Sonstige Bild- und Tonübertragungen o-

der Bild- und Tonaufzeichnungen sind nur 
zulässig, wenn alle anwesenden Mitglie-
der des  Kreistages zustimmen. 

         gen (ansonsten genügt ein inhaltli- 
         cher Verweis). 
 
 
 
 

(5) Jedes Kreistagsmitglied kann verlangen, 
dass in der Niederschrift festgehalten 
wird, wie es abgestimmt hat. 

 
(6) Angelegenheiten, die in nichtöffentlicher 

Sitzung behandelt werden, sind gesondert 
zu protokollieren. 

 
(7) Die Niederschrift der Kreistagssitzung ist 

bis spätestens dreißig Kalendertage nach 
der Sitzung den Kreistagsmitgliedern zu-
zuleiten. Die Frist gilt als gewahrt, wenn 
die Niederschrift der Kreistagssitzung am 
dreißigsten Kalendertag nach der Sitzung 
als elektronisches Dokument im Ratsin-
formationssystem zur Verfügung gestellt 
oder am neunundzwanzigsten Kalender-
tag nach der Sitzung zur Post gegeben ist. 
Die Niederschriften der Ausschüsse sollen 
zur Sitzung des darauf folgenden Kreis-
ausschusses vorliegen. 
 

(8) Werden gegen die Niederschrift innerhalb 
von 10 Kalendertagen nach dem Tag der 
Absendung keine schriftlichen Einwen-
dungen erhoben, gilt sie als anerkannt. 

 
(9) Einwendungen gegen die Niederschrift 

sind schriftlich dem Vorsitzenden des 
Kreistages zuzuleiten. Der Kreistag ent-
scheidet daraufhin in seiner nächsten Sit-
zung, ob und in welcher Weise die Nie-
derschrift zu berichtigen ist. 

 
§ 26 

Ton- und Bildaufnahmen 
 

(1) Bild- und Tonübertragungen oder Bild- 
und Tonaufzeichnungen durch Presse, 
Rundfunk und ähnliche Medien sind ge-
stattet. Der Kreistag kann mit einfacher 
Mehrheit beschließen, die Gestattung für 
die laufende Sitzung zu versagen. 

 
(2) Sonstige Bild- und Tonübertragungen o-

der Bild- und Tonaufzeichnungen sind nur 
zulässig, wenn alle anwesenden Mitglie-
der des Kreistages zustimmen. 
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§ 26 

Kreisausschuss und weitere Ausschüsse 
 

(1) Auf die Sitzungen des Kreisausschusses 
und der weiteren Ausschüsse finden, so-
weit nicht in besonderen Vorschriften et-
was anderes bestimmt ist, die Vorschriften 
dieser Geschäftsordnung Anwendung. 
Folgende Besonderheiten sind zu beach-
ten: 
- Die Ausschüsse werden von dem Vor-

sitzenden, im Verhinderungsfalle von 
dem Stellvertreter im Benehmen mit 
dem Landrat einberufen. 

- Die Tagesordnung der Ausschusssit-
zungen setzt der Vorsitzende des  

- Ausschusses nach Benehmen mit dem 
Landrat fest.  

- Das Recht nach § 5 Absatz 1 dieser 
Geschäftsordnung, Anträge zur Tages-
ordnung zu stellen, kann auch von 
mindestens zwei stimmberechtigten 
Ausschussmitgliedern geltend gemacht 
werden. 

- Ist ein Ausschussmitglied verhindert, 
an der Sitzung teilzunehmen, so hat es  

- den Vertreter zu verständigen und ihm 
die Unterlagen zu übermitteln. 

 
(2) Über einen Antrag auf Neubildung von 

Ausschüssen oder sonstigen Gremien 
entscheidet der Kreistag in der darauf fol-
genden Sitzung, soweit dies nicht dem 
Kreisausschuss übertragen ist. 

 
(3) Für jedes stimmberechtigte Mitglied eines 

Ausschusses ist ein Vertreter zu bestim-
men. Die Vertreter einer Fraktion können 
sich untereinander vertreten. 

 
 
 
(4) Die Ausschüsse sind berechtigt, zu ihren 

Sitzungen Sachverständige hinzuzuzie-
hen. Dabei dürfen dem Landkreis ohne 
Zustimmung des Landrates keine Kosten 
entstehen. 

 
(5) Für sachkundige Einwohner gilt bezüglich 

des Mitwirkungsverbots § 7 dieser Ge-
schäftsordnung sinngemäß. Im Zweifels-
fall entscheidet der Ausschuss. 

 

 
§ 27 

Kreisausschuss und weitere Ausschüsse 
 

(1) Auf die Sitzungen des Kreisausschusses 
und der weiteren Ausschüsse finden, so-
weit nicht in besonderen Vorschriften et-
was anderes bestimmt ist, die Vorschriften 
dieser Geschäftsordnung Anwendung. 
Folgende Besonderheiten sind zu beach-
ten: 
- Die Ausschüsse werden von dem Vor-

sitzenden, im Verhinderungsfalle von 
dem Stellvertreter im Benehmen mit 
dem Landrat einberufen. 

- Die Tagesordnung der Ausschusssit-
zungen setzt der Vorsitzende des Aus-
schusses im Benehmen mit dem Land-
rat fest.  

- Das Recht, Anträge zur Aufnahme von 
Beratungsgegenständen in die Tages-
ordnung zu stellen, kann auch von 
mindestens zwei stimmberechtigten 
Ausschussmitgliedern geltend ge-
macht werden. 

- Ist ein Ausschussmitglied verhindert, 
an der Sitzung teilzunehmen, so hat es 
den Vertreter zu verständigen und ihm 
die Unterlagen zu übermitteln. 

 
(2) Über einen Antrag auf Neubildung von 

Ausschüssen oder sonstigen Gremien 
entscheidet der Kreistag in der darauf fol-
genden Sitzung, soweit dies nicht dem 
Kreisausschuss übertragen ist. 

 
(3) Jede Fraktion kann einen oder mehrere 

Stellvertreter für ihre stimmberechtigten 
Mitglieder eines Ausschusses benennen. 
Die Stellvertreter einer Fraktion können im 
Ausschuss jedes von der Fraktion vorge-
schlagene Mitglied vertreten.  

 
(4) Die Ausschüsse sind berechtigt, zu ihren 

Sitzungen Sachverständige hinzuzuzie-
hen. Dabei dürfen dem Landkreis ohne 
Zustimmung des Landrates keine Kosten 
entstehen. 

 
(5) Für sachkundige Einwohner gilt bezüglich 

des Mitwirkungsverbots § 8 dieser Ge-
schäftsordnung sinngemäß. Im Zweifels-
fall entscheidet der Ausschuss. 
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(6) Die Protokolle der Ausschusssitzungen 
sind allen Kreistagsmitgliedern  zuzulei-
ten. 

 
§ 27 

Änderung der Geschäftsordnung 
 

(1) Einzelne Bestimmungen dieser Ge-
schäftsordnung können, soweit sie nicht 
gesetzlich oder in der Hauptsatzung ver-
ankert sind, für die Dauer einer Sitzung 
durch einstimmigen Beschluss außer An-
wendung gesetzt werden. 

 
 
 
 

(2) Anträge auf Änderung der Geschäftsord-
nung sind dem Kreistag bekannt zu geben 
und dürfen erst auf der folgenden Kreis-
tagssitzung beraten und beschlossen 
werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(6) Die Niederschriften der Ausschusssitzun-
gen sind allen Kreistagsmitgliedern zuzu-
leiten. 

 
§ 28 

Abweichung von / Änderung der  
Geschäftsordnung  

 

(1) Einzelne Bestimmungen dieser Ge-
schäftsordnung können, soweit sie nicht 
gesetzlich oder in der Hauptsatzung ver-
ankert sind, auf Antrag eines Kreistags-
mitgliedes oder einer Fraktion durch ein-
stimmigen Beschluss für die Dauer einer 
Sitzung außer Anwendung gesetzt wer-
den. 

 
(2) Anträge auf Änderung der Geschäftsord-

nung sind dem Kreistag bekannt zu geben 
und dürfen erst auf der folgenden Kreis-
tagssitzung beraten und beschlossen 
werden.  

 
§ 29 

Datenschutz und –verarbeitung 
 
(1) Die Mitglieder des Kreistages sowie die 

sonstigen Mitglieder der Ausschüsse, die 
im Rahmen der Ausübung ihrer ehrenamt-
lichen Tätigkeit Zugang zu vertraulichen 
Unterlagen bzw. Unterlagen, die perso-
nenbezogene Daten enthalten, haben 
bzw. von ihnen Kenntnis erlangen, dürfen 
solche Daten nur zu dem jeweiligen der 
rechtmäßigen Aufgabenerfüllung dienen-
den Zweck verarbeiten oder offenbaren.  

 
(2) Die Mitglieder des Kreistages und die 

sonstigen Mitglieder der Ausschüsse sind 
verpflichtet, vertrauliche Unterlagen so 
aufzubewahren, dass sie vor Kenntnis-
nahme und Zugriff Dritter gesichert sind. 
Dieses gilt auch für den Transport der Un-
terlagen. 

 
(3) Eine Weitergabe von vertraulichen Unter-

lagen oder Mitteilung über den Inhalt an 
Dritte ist nicht zulässig. Darüber hinaus ist 
zu gewährleisten, dass personenbezoge-
ne Daten oder nichtöffentliche Unterlagen 
an Fraktionsmitarbeiter nur übermittelt 
werden, wenn diese zur Verschwiegenheit 
nachweislich verpflichtet wurden. 
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§ 28 
Geschlechtsspezifische Formulierungen 

 
Soweit in der Geschäftsordnung Funktionen 
mit einem geschlechtsspezifischen Begriff 
beschrieben werden, gilt die jeweilige Be-
stimmung auch für das jeweils andere Ge-
schlecht gleichermaßen, soweit sich aus der 
Natur der Sache nicht etwas anderes ergibt.  
 
 

§ 29 
In-Kraft-Treten 

 
Die Geschäftsordnung tritt am Tage nach ih-
rer öffentlichen Bekanntmachung im Amts-
blatt für den Landkreis Uckermark in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung für den 
Kreistag Uckermark vom 16.06.2005 in der 
Fassung der ersten Änderung vom 
14.02.2007 außer Kraft.  
 
 
Prenzlau, den 20.11.2008 
 
 
 
Roland Resch  
Vorsitzender des Kreistages 
 

(4) Vertrauliche Unterlagen sind unverzüglich 
und dauerhaft zu vernichten bzw. zu lö-
schen, wenn diese für die Aufgabenerfül-
lung nicht mehr benötigt werden. Sie sind 
bei einem Ausscheiden aus dem Kreistag 
oder einem Ausschuss sofort, dauerhaft 
zu vernichten bzw. zu löschen. Die Mit-
glieder des Kreistages und die sonstigen 
Mitglieder der Ausschüsse sind für die 
Entsorgung nicht mehr benötigter Sit-
zungsunterlagen und entsprechender Da-
tenträger selbst verantwortlich. Die Unter-
lagen und Datenträger können zur Ver-
nichtung bei der Kreisverwaltung abgege-
ben werden. 

 
§ 30 

Geschlechtsspezifische Formulierungen 
 

Soweit in der Geschäftsordnung Funktionen 
oder Personen mit einem geschlechtsspezifi-
schen Begriff beschrieben werden, gilt die je-
weilige Bestimmung auch für das jeweils an-
dere Geschlecht gleichermaßen, soweit sich 
aus der Natur der Sache nicht etwas anderes 
ergibt.  
 

§ 31 
In-Kraft-Treten 

 
Die Geschäftsordnung tritt am Tage nach ih-
rer öffentlichen Bekanntmachung im Amts-
blatt für den Landkreis Uckermark in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung für den 
Kreistag Uckermark vom 20.11.2008 in der 
Fassung der 5. Ordnung zur Änderung der 
Geschäftsordnung für den Kreistag Ucker-
mark (5. Änderungsordnung – Geschäftsord-
nung) vom 11.03.2015 außer Kraft.  
 
Prenzlau, den ………………. 
 
 
 
Wolfgang Seyfried 
Vorsitzender des Kreistages 
 

 


